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LUaentetnes.
Raschere Gehaltsauszahlungen .

Aus Beamtenkreisen erhalten wir folgende Zuschrift :
Von mehreren Beamtenkategorien wird mitgeteilt , daß

sie diesmal sehr rasch in den Besitz der neuen Gehaltserhöhun¬
gen gekommen sind . Man habe den Eindruck, daß die Landes¬
hauptkaffe alles aufgeboten hat, um die ungesäumte Aus¬

zahlung der oor 14 Tagen bewilligten Gelder zu ermöglichen.
Die Auszahlung wurde verschiedenfach den Dienststellen über -
wresen , wie auch die in Frage kommenden Beamten sofort in
den Besitz Ser neuen Beträge kamen. Wenn vielleicht die
Lehrer in einigen Orten noch nicht befriedigt werden konnten,
so liegt das jedenfalls nicht am Unterrichts - oder Finanzmini -
steriuni, sondern^ an der großen Zahl der badischen Lehrer —
etwa 7—8000 —, bei denen es schwerer möglich ist, sie gleich¬
zeitig mit den anderen Beamten in de>l Besitz der Nachzahlun¬
gen kommen zu lassen . Aber das Unterrichtsministerium hat
unseres Wissens etwa 20 Lehrer zur Berechnung neu heran¬
gezogen und dadurch den früheren Beschwerden der Lehrer
abzuchelfen gesucht .

Es ist zu begrüßen , daß die bekannte Debatte im Landtag
über die Auszahlung der Gehälter und die gelegentlichen
Wünsche in der Preffe den erstrebten Erfolg gehabt
haben. Das bekannte Sprichwort : Wer schnell gibt, gibt dop¬
pelt ! trifft im Hinblick auf die Dollarschwankungen auch auf
die badischen Bemten im vollen Umfange zu.

Der Reichspostminister über die postalischen Sparmaß¬
nahmen .

In eirrem Schreiben an den Reichsfinanzminister hat der
Reichspostminister Giesbert erneut auf die Notwendigkeit hin¬
gewiesen , die bei der Reichspost üebrzähligen Beamten bei
Dienststellen anderer Reichsverwaltungen nutzbringend zu be¬
schäftigen . Die genaue Gesamtzahl der überflüssigen Beam¬
ter !, so heißt es in der Mitteilung , „ ist noch nicht festgestellt;
sie ist aber , soweit sich vorläufig überblicken läßt , auf immer¬
hin 20 000 bis 28 000 zu schätzen. Dabei handelt es sich haupt¬
sächlich um Beamte der Besoldungsgruppen VI bis VIII .
Insbesondere kann sofort eine größere Zahl von Beamten
der Gruppen VI und VII , sondergeprüfte Beamte aus der
Laufbahn der Zivilunwärter , verfügbar gemacht werden. Die
Bezahlung der über Bedarf vorhandenen Beamten belastet
die ReichWsse aufs schwerste und macht es der Post - und Te¬
legraphenverwaltung unter den heutigen Verhältnissen zur
Unmöglichkeit , die von der Reparationskommission geforderte
Auslgeichung von Einnahmen und Ausgiaben im Posthaus¬
halt herbeizuführen ."

Der Reichspostminister erklärt , daß seine bisherigen auch
voin Reichstag unterstützten Versuche , nicht zu dem gewünsch¬
ten Ergebnis geführt haben . Er berichtet darüber : „ Schon
die Zahl der Beamten , die Zoll- und Steuerverwaltung zu
übernehmen sich bereit fand, , war im Verhältnis zu ihrem
Bedarf und zu der Überzahl der Beamten der Postverwaltung

Wiel zu gering . Bei der Ausführung haben dann die Dienst¬
stellen der Zoll- und Steuerverwaltung manche Schwierig¬
keiten verursacht, die der Sache nicht förderlich sein konnten.
Beispielsweise wurden Beamte beanstandet , die früher Un-
terstützungsgesuche an ihre Verwaltung gerichtet hatten . Das
Reichsarbeitsministerium , in dessen Bereich vor einiger Zeit
ein Mehrbedarf an Personal durch die Neuregelung der Ab¬
rechnung im Militärrentenwesen eintrat , hat Postbeamte , die
mit der Abrechnung befaßt waren , nicht in seinen Dienst
übernommen . Auch andere Reichsbehörden haben neue Kräfte
eingestellt, obwohl ihnen hinlänglich bekannt sein konnte, daß
die Postverwaltung zur Abgabe überzähliger Beamten in
der Lage ist . Keinesfalls wird die Abneigung , die die Beam¬
tenschaft der Bedarifsverwaltung entgegenzubringen scheint ,
und die kürzlich in Versammlungen der Zollbeamten krassen
Ausdruck fand, davon abhalten dürfen , die durch die Interessen
des Reichs gebotenen Blaßnahmen durchzuführen .

" Der Mi¬
nister bittet schließlich, da in nächster Zeit sowohl die Zoll- und
Steuerverwaltung als auch das Reichsarbeitsministerium
eine größere Zahl weiterer Beamtenkräfte einzustellen haben,
wegen Übernahme überzähliger Postbeamter möglichst bald
eine Ressortkonferenz im Finanzministerium abzuhalten .

In eineni weiteren Schreiben weist der Reichspostminister
nach , welche Schwierigkeiten man bei der Übernahme den
Postbeamten macht nnd wie man versuchte, ihnen den Über¬
tritt zu verleiden.

Wie der Sozialdemokratische Parlamentsdienst nunmehr
mitteilt , haben die inzwischen über die Angelegenheit geführ¬
ten Verhandlungen zu dem Beschluß geführt , daß bis zum
31 Mai 1023 28 000 Postbeamte anderen Reichsverwaltungen
zugesiihrt werden sollen . Das Reichsfinanzministerium will
allein 12 .800 Postbeamte übernehmen . Falls sich nicht genü¬
gend Postbeamte freiwillig melden, sollen sie auf Grund des
8 23 des Reichsbeamtengesetzes (Versetzung in ein anderes
Amt ) anderen Behörden überwiesen werden .

Bersonalentlassungeu bei der Reichseisenbahn .
Auf eine Anfrage des Reichstagsabgeordneten Dr . Höfle hat

sias Reichsverkehrsministerium folgendes geantwortet :
Für die Einschränkung des Personalbestandes der Reichs¬

bahn ^st neven dem eigenen Bestreben des Reichsverkehrsmini¬
steriums , seinen Haushalt wieder ins Gleichgewicht zu brin¬
gen , das Vierlangen der Reparationskommiffio « und des Ga¬
rantiekomitees maßgebend gewesen, das dahin geht, alle Matz-
nahmen zur Wiederherstellung des gestörten Gleichgewichts
der Betriebsverwaltungen so schnell wie möglich zur Durch¬
führung zu dringen . Zu diesen Maßnahmen gehört vor allem
eine durchgreifende Herabminderung des Personalbestandes
der selbst in Berücksichtigung der verkürzten Arbeitszeit und
des verlängerten Urlaubs " sowie des gegenwärtigen Zustandes
der Betriebseinrichtungen , der Strecken- und Gleisanlagen
und sonstiger Umstände immer noch als zu hoch erscheint. Der
Personalbestand der Reichsbahn betrug noch vor kurzem rund
300 000 Mann mehr gegenüber der Vorkriegszeit . Dabei ich i
außer Betracht gelaffen, daß die gesamte Bahnlänge der heuti¬

gen Reichsbahn durch die Abtretung großer Gebiete von
Deutschland <m

_ Umfang wesentlich eingebüßt hat . Die ge¬
nannte Zahl dürste durch die angeordneten Entlassungen in¬
zwischen herantergegange » sein .

Die Verwendung oberschlesischer Eisenbahner .
Auf eine Anfrage beim französischen General für das Ber -

kehrswesen in Mainz , ob die Verteilung von Eisenbahnbeam¬
te«, die infolge der Anftrilnng p,n Oberschlesien dort Überzäh¬
lig seien, auf das besetzte rheinische Gebiet stattfinden könne,wurde geantwortet , daß in dieser Hinsicht die früher getroffene
Entscheidung bestehen bleiben müsse . Durch diese wurde be¬
stimmt, daß den Eisenbahnverwaltungen des besetzten Gebietes
die Pflicht auferlegt wird, der interalliierten Feldeffenbahn -
kommiffion die Zahl der aus Oberschlesten ausgewiesenen oder
von dort geflüchteten oder im besetzten Gebiet diensttuenden
Eisenbahnbeamten mitzuteilen und sie künftig vor der Über¬
weisung oder der Blersetzung solcher Bediensteten zu unterrich¬ten . Durch die Entscheidung ist es also unmöglich gemacht,bei Bedarf sofort Eisenbahnbeamte, die bisher in Oberschle-
sicn beschäftigt waren , im besetzten Gebiet in Dienst zu stellen.

Die Uinsteilung der preußischen Staatsbetriebe auf
höhere Ertragsfähigkeit .

Der Gesetzentwurf für die Umstellung der staatlichen Berg¬
werke , Hütten und Salinen ist im preußischen Ministerium
für Handel und Gewerbe, jetzt als Referentcnentwurf frrtig
p,-stellt . Ter Entwurf , der bereits die Zustimmung der Berg «
bauptleute sowie der Präsidenten der Direktionen und fastaller Direktoren der staatlichen Merke gefunden hat , bezweckt
die Umstellung der staatlichen Betriebe des Bergbaues auf
bessere wirtschaftlichere Ertragsfähigkeit . Anfang September
soll der Entwurf den Beamtenorganisationen , den » ngeste«.
ten - und « rbeitervrrbändrn und den Betriebsräten znr Begut -
achtung vorgelegt werden. Es kann erwartet werden, daßdann der vom preußischen Landtag gewünschte Sachverständi -
genausschuß noch im Laufe des Monats September zu dem
Entwurf Stellung nimmt , damit dann das Staatsministeriumdarüber Beschluß fassen kann . Noch im Oktober soll 8er Ge¬
setzentwurf nach Anhörung des Staatsrates dem Landtag zu-
geleitet werden.

Teuerungsmaßnahme « für Militärrentuer .
Der Reichsarbeitsminister hat mtt Zustimmung des Reichs-

rats aus Anlaß der am 14, August 8. I . eingetretenen Brot¬
preiserhöhung und der weiteren Zunahme der allgemeinen
Teuerung mit Wirkung vom 1 . September d . I . im Derord-
nungswege die Teuerungszuschüffe für Militärrentner nach
dem Gesetz vom 21 . Juli 8. I . wesentlich erhöht. Sie betra -
gen nunmehr monatlich für einen Schwerbeschädigten bei
einer Minderung , der Erwerüsfähigkeit um 50 bis 80 v. H.
800 M „ um mehr als 80 v. H. 1200 M ., für eine Witwe 800
Mark , für eine vaterlose Waffe 400 M ., fiir eine elternlose
Waise 800 M , für einen Elternteil 600 M . und für ein El -
ternpaar 1000 M ., für Empfänger eines Übergangsgeldes
oder eines Hausgeldes und für Empfängerinnen einer Wit¬
wenbeihilfe 800 Mt Schwerbeschädigte, die nur auf die Rente
angewiesen und nachweislich einen Erwerb auszuüben nicht
imstande sind , erhalten 1600 Mt, eine Witwe unter den glei-
chen Voraussetzungen 1200 M . Für Kinder von Schwerbe¬
schädigten und Hausgeldempfängern wird ein Zuschuß von
350 M gewährt.

Durch die Erhöhung der Teuerungszuschüsse werden auch
die Einkommensgrenzen, die für die Bemessung der Teue -
rungszuschüsse maßgebend sind , entsprechend erhöht, so daß ein
größerer Personenkreis als bisher zum Bezug eines Teue -
rungszuschusses berechtigt ist.

Der versetzte Beamte und die Wohnungsnot i«
Thüringen .

Unter dieser Überschrift schreibt der Tägl . Berichtsdienst für
Kommunalwirtschaft und Kommunalpolitik:

Namentlich der allgemeine Wohnungsmangel , dann aber auch
gelegentliche Streiks , Aussperrungen , Wagenmangel ober an¬
dere äußere Umstände können heute leicht dazu führen , daß
Beamte mit eigenem Hausstand bei Versetzung an einen ande¬
ren Dienstort ihn hier nicht sogleich einrichten können. In
einem solchen Fall erhält der thüringische Staatsbeamte , wenn
seine Versetzung aus rein dienstlichen Gründen erfolgte eine
Aufwandsentschädigung, es sei denn, daß er seine bisherige
Wohnung ohne Aufwendung

'
besonderer Kosten aufgeben

konnte oder sie gegen Entgelt ganz oder teilweise weiterver¬
mietet hat . Die Entschädigung soll, rückwirkend vom 1. April
1922 , für die Zeit des belegten Zustandes füv Beamte mit Fa¬
milie in der Stufe I (Besoldungsgruppe I bis VI ) bei Fortsüh -
rungdss Haushalts am bisherigen Wohnort täglich im Höchst¬
fall 40 M . betragen, bei entgeltlicher Unterstellung der Möbel
18 M . und für Beamte zwar ohne Familie , aber doch mit eige¬
nem Hausstand , 28 M . In Stufe II ( (Gruppe VII bis IX )
steigt die Aufwandsentschädigung bis auf 45, 17,60 und 30 M .,in Stufe III (Gruppe X bis XIII und Beamte der Sonder¬
gruppen ) bis auf 50, 20 und 36 M . Unter Familie " sind hier¬
bei nicht nur Ehefrau ,Kinder und Eltern zu verstehen, sondern
auch andere nahe Verwandte, Adoptiv - und Pflegekinder , so¬
fern ihnen der Beamte in seinem Haushalt Wohnung und Un¬
terhalt auf Grund einer gesetzlichen oder sittlichen Verpflich¬
tung gewährt ; natürlich muß der Beamte den Haushalt aber
in allen Teilen bis zur Versetzung geführt haben . Für die
Gewährung der Entschädigung für eine entgeltliche Unterstel¬
lung der Möbel ist es gleich, ob diese am alten oder neuen
Wohnort erfolgt. Neben der Aufwandsentschädigung können
den Beamten , solange ihre Familien sich am bisherigen Wohn¬
ort aufhalten , monatlich zweimal die Kosten der Fahrt 3. Klaffe
dorthin vergütet werden.

Beamte , die nach ihrer Versetzung täglich vom neuen Dienst¬
ort nach dem bisherigen Wohnsitz fahren, erhalten zwar keine
Aufwandsentschädigung, dagegen im allgemeinen die Fahrt¬
auslagen und zur Bestreitung der Mehrkosten für Verpflegung
und Bekleidung einen Zuschuß bis zu 30 M . täglich, wenn sie

„Familie " haben und bis zu 15 M .. wenn sie als Unverheira-
tete einen Haushalt führen ; Fahrtauslagen und Zuschuß dür¬
fen aber nicht mehr betragen, als für entgeltliche Unterstellungder Möbel zu zahlen wäre ! Ebenso werden im allgemeinen
Beamte behandelt , die nach ihrer Versetzung wegen Wohnung»,
mangels den Haushalt nicht am neuen Drenstort, -sondern in
einem Ort in der Nähe eingerichtet haben, und nun täglich zu
ihren Familien fahren . Diese Vergünstigung sollen aber z . B.
Beamte nicht genießen, die nur in dem Vorort einer größeren
Stadt wohnen. Ferner sollen Fabrtauslagen und Zuschuß
u . a . solchen Beamten nicht gewährt werden, die in einem Nach¬
barort im eigenen Hause wohnen. Aufwandsentschädigung.
Fahrtauslagen und Zuschüsse werden nur auf besonderen An¬
trag gezahlt, und ihre Höhe wird sich immer nur nach dem
tatsächlichen Bedürfnis richten .

Jeder Beamte , der versetzt ist, soll verpflichtet sein, sich ernst¬
lich um die Beschaffung einer eigenen Wohnung am neuen
Dienstort zu bemühen , und die Vorgesetzte Dienstbehörde wird
noch besonders darüber wachen , daß er jede ihm gebotene Ge¬
legenheit zur Erlangung einer eigenen Wohnung daselbst be¬
nutzt. Weist eia Beamter etwa ein« Wohnung zurück, die sei-
ner dienstlichen Stellung und seinem Raumbedarf auch nur
„einigermaßen " «nffpricht, so soll er damit den Anspruch auf
Weiterzahlung der Entschädigung usw . vom Tage der Bezugs¬
fähigkeit der Wohnung ab verliere« . Sch . I .

Kesmlenrecbt.
Das Gesetz über die Pflichte» der Beamten zum Schutze

der Republik.
Zu diesem Thema gehen uns noch die folgenden Ausführun¬

gen des Reichsministers a . D . Dr . Bell, Vizepräsidenten des
deutschen Reichstages, zu :

Nach gründlichen Au sschußberavungen hat der Reichstag
auch diesen unter die Gesetze zum Schutze der Republik fal¬
lenden viel umstrittenen Gesetzentwurf in dritter Lesung ver¬
abschiedet. Dem Gesetzentwurf lag Zer Gedanke zugrunde ,
daß jeder Staat , gleichviel in welche Staatsform er gekleide -
ist, sich auf seine Beamtenschaft unbedingt verlassen m« tz und
daß die Gesetze zum Schutze der Republik wirkungslos feia
würden , wenn die mit der Durchführung der ReichSgefetze odtzr
Landessesetzck betrauten Beamten nicht fest und treu Hinte«
der Republik ständen. Unter Ablehnung jeder Gesinnungs¬
schnüffelei und unter Aufrechterhaltung der fteien Meinung
für jeden Beamten wie für jeden anderen Staatsbürger mutz
im Interesse der Aufrechterhaltung der Staatsordnung ver^
langt werden , daß der im Diesste der Republik stehende Be«
amt « der Republik treu bleibt.

Die Borschriften deS neuen Gesetzes mögen hier in gedräng¬
ter Kürze zusammengefatzt w« Ien , wobei vorab zu betonen
ist , daß sich das Gesetz an des Reichsbeamtengesetz in der
Fassung der Bekanntmachung vom 18. Mai 1907 anschließt
dieses in folgenden Punkten ändert .

Nach 8 3 in der neuen Fassung wird jeder Reichsbeamte
auf , die Reichsverfaffung und auf die gewissenhafte Erfüllung
aller Obliegenheiten des ihm übertragenen Amtes eidlich ver¬
pflichtet. Gidesweigerung hat Entlassung des Beamten zur
Folge . An 8 10 werden die neuen 88 10a und 10b angeschlos¬
sen, wonach der Reichsbeamte in seiner amtlichen Tätigkeit für
die verfassungsmäßige republikanische Staatsform einzutreten
und alles zu unterlassen hat , was unvereinbar mit seiner
Stellung als Beamter der Republik ist. Namentlich ist der
Mißbrauch seines Amtes oder ihm zugänglichen amtlichen Ein¬
richtungen für Bestrebungen zur Änderung der verfassungs¬
mäßigen Staatsform verboten. Weiter darf er bei Ausübung
seiner Amtstätigkeit oder in seiner Amtsstellung keine Hand¬
lungen begehen oder Äußerungen tun , die geeignet sind , die
verfassungsmäßige Republik oder die Reichsflagge in der öf¬
fentlichen Meinung herabzusetzen . Es ist ihm ferner unter -
sagt, bei Ausübung der Amtstätigkeit oder unter Mißbrauch
seiner Amtsstellung auf seine Nachgeordneten Beamten , Ange¬
stellten, Arbeiter , Zöglinge oder Schüler im Sinne mißachten¬
der Herabsetzung der republikanischen Staatsform oder der
verfassungsmäßigen Regierung des Reichs oder eines Landes
einzuwirken . Ebensowenig darf er derartige Handlungen bei
dienstlich unterstellten Personen , falls sie im Menst begangen
werden , dulden . Mesen Vorschriften der Vorlage hat der
Rechtsausschutz und das Plenum als 5 . Punkt hinzugefügt,
daß dem Reichsbeamten auch untersagt ist, im Amte partei¬
politische Propaganda zu treiben.

Endlich ist dem Reichsbeamten verboten, öffentlich gehässig
oder aufreizend Bestrebungen zu fördern, die auf Wieder¬
herstellung der Monarchie oder gegen die Republik gerichtet
sind, oder solche Bestrebungen durch Verleumdung, Beschimp¬
fung oder Verächtlichmachung der Republik oder von Mitglie¬
dern der bestehenden Regierungen des Reichs oder eines Lan¬
des zu unterstützen .

Alber diese für alle Reichsbeamten geltenden Vorschriften
des 8 10a hinaus sind durch 8 10b weitergehende Verpflichtun¬
gen, abgesehen von den bereits geltenden Vorschriften — für
diejenigen Reichsbeamten festgesetzt worden, die mit dem
Schutz der Republik besonders betraut sind. Mese in einem
Anlage -Verzeichnis aufgeführten Beamten haben auch außer¬
halb ihrer amtlichen Tätigkeit Angriffe auf die verfassungs¬
mäßige republikanische Staatsform zu unterlassen.

Der sächsische Innenminister Lipinski über das Streikrecht.
Nach einem Berichte des „ Leipziger Tageblatts " führte der

sächsische unabhängige Innenminister Lipinski am 3 . August
in öiner von der Beamtengruppe der USPD . Grotz-LeipzigS
eirrbernfenen Versammlung über das Streikrecht n . a. aus
es gäbe überhaupt kein Streikrecht. Me Gewerbeordnung
äußere sich hierzu nur insofern, als sie den Streik als ökono¬
misches Machtmittel nicht verbiete , das jedoch nur im äußersten^
Falle Anwendung finden würde, wenn alle anderen Mittel
versagt hätten . Für die Beamten komme der Streik über .4
Haupt nicht in Frage , da sie in einem demokratischen Staat «
lebten , der für sie sorge . Das von ihnen mitgewählte Parias
ment und die demokratische Staatsversaffnng müßten ganjs
vertrauenswürdige Faktoren sein .

Altersgrenze für Reichsbeamte
Das geplante Gesetz über die Einführung einer Altersgrenze

für Reichsbeamtr will dem SozialdemokratischenParlaments »



imn\t MfotKr den § «0 de« RoickhWeanttenHefetzies »on !M8in
Vrr Mnse LrS»ern , daß ReichSbeamtr mit dem auf die Boll¬
en»« « , de» <8 . Lebensjahres sollenden 1 . Aprst oder 1 . Okto¬
ber in den Ruhestand versetzt werden . Für die richterliche »
ReichSboamten sollen die yenemntrn Dermine nach der Voll¬
endung des 68. Lebensjahres in Betracht kommen. Hinter de»
£ HY soll ein neuer Paragraph eingefügt werden, der die Ver¬
setzung in den Ruhestand um ein Jahr hinansschiebt, wenn
besondere Interesse « des Reiches dir Fortführung der Dienst-
grtchäfie durch einen bestimmten Reichsbeamten erfordern .

Die Reichsbeamtenorganisationen sollen gutachtlich über den
Entwurf gehört werden. Der „ Vorwärts " glaubt zu wissen ,
daß die gewerkschaftlichen Organisationen im allgemeinen mit
dem Gesetzentwurf einverstanden sein werden , da er dem Nach¬
wuchs in der Beamtenschaft mehr Aussicht bringe , planmäßige
Stellen zu besetzen , als das augenblicklich der Fall ist ; außer¬
dem dürste auch eine Verjüngung des Deamtenkörpers und
damst die Demokratisierung der Verwaltung nicht unerheblich
beschleunigt werden.

Die Vorbesprechungen über den Entwurf eines allgemeinen
Boamtengesetzes, die im Laufe des kommenden Monat » mit
den Vertretern der Beamtenorganisationen stattfinden sollten,
sind nach einer Mitteilung des preutz. Staatskommissars sch:
die Borbersitung der Verwaltungsreform an die Organisatio¬nen auf Wunsch des Reichsministers des Innern vertagt , unä
für den 6. und 7 . Oktober festgesetzt worden.

Neues Preußisches Beamteurecht.
Der Staatskommissar für Vorbereitung der Berwaltungs -

resorm in Preußen , Dr . DrewS, ist bannt beschäftigt, ein all-
gemeines Beamtengesetz zu entwerfen . Teile des Entwurfs
liegen bereits dem EtaatSministerium vor, namentlich das
Disziplinarrecht . Eine Vorbesprechung mit den Spitzenorgani¬
sationen der Beamten findet am 22. und 23. September im
Oberverwaltungsgericht statt . Alle preußischen Ministerienund die Reichsministerien des Ljnnern und der Justiz werden
kommissarisch dabei vertreten sein.

Krankenversicherung der Beamten .
Das Reichsministerium des Innern hat entschieden, : . Seit

längerer Zeit haben zwischen den Reichsressorts und den Län¬
deregierungen Benotungen zur Sicherung der Beamten und
ihrer Familienangehörigen vor den infolge Erkrankung ein¬
tretenden wirtschaftlichen Gefahren stattgofunden. Es ist
nunmehr beabsichtigt , mit den beteiligten Beamtenverbänden
in Fühlung zu treten . Nach Abschluß der in Kürze zu erwar¬
tenden Besprechungen wird ein Gesetzentwurf mit 8er durch
die Sachlage gebotenen Beschleunigung ausgearbeitet und den
gesetzgebenden Körperschaften vorgelegt werden."

verei >wmitte !kingen.
Verband d« Polizei - und Gendarmeriebeamten Badens .

(Fachgruppe Krimiaal - «nd Fahadnngspolizei .)
Am 2. August 1922 , naä^ nittags 8 Uhr, fand im Ettal « des

Kaffee Nowack eine VersamnÄnng der Kriminal - und Fahn -
dwngSpoltzei Karlsruhes statt .

Infolge GeschäftsÄerhäufnng und Beurlaubung vieler
Mitglieder war die Versammlung nur schwach besucht .

Ter Vorsitzende , Bayer , begrüßte den neuen Verbandssekre¬
tär Klohe , der am 1. August 1922 feinen Menst angetreten
hat , und stellte ihn der Versammlung vor. Zu Punkt 1 der
Tagesordnung führte er aus , daß durch die Sitzung des
Schl ichtun gsaussch uffes am 10. Juli 1922 die Fachgruppe
„Mau " dem Verbände der Polizei - und Gendarmeriebeamten
Badens 'beigetreten» und daß Herr Graf Vorsitzender dieser
Fachgruppe sei, der fich verpflichtet hebe, von jetzt ab sämtliche
Eingtben an die Beerben dem ersten Vorsitzenden des Per -
bandes zur Zeichnung vorzulegen.

Der Borfitzende bat im Interesse der Einheit , über diesen
Punkt in keine Debatte einzutreten , womit die Versammlung
einverstanden war .

Bei Punkt 2 der Tagesordnung handelte eS fich um hie Sit¬
zung des Reichsverbandes der Polizerbeamiten Denffchlands
vom 12. bis 15. Juli 1922 in Stuttgart . Hierzu machte der
Vorsitzende längere Ausführungen und gab den Mitgliedern
das Programm desselben bekannt, das fich voll und ganz mit
den Mäuschen der Fachgruppe deckt .

Alsdann kamen die bisherigen Eingaben zur Verlesung , wo¬
bei der Vorsitzende der Versammlung noch Mitteilung machte
über seine Vorstellungen beim Ministerium des Innern in
diesen Angelegenheiten, insbesondere über die Behandlung der
Kleidergeldsrage. Herr Regierungsrat Dr . Engler habe diese
Eingaben befürwortend an das Finanzministerium weiterge¬
geben. Bezüglich der Menstaufwandsgelder seien die Verhand¬
lungen noch nicht abgeschlossen , weil da» Ministerium noch
nicht von allen Ländern Antwort habe. Mr Erfolge werde
aber nicht auSbleDen.

Bezüglich der Besetzung der höheren Mellen Lurch Beamte
a»S den Reihen der Polizei - und Gendarmeriebeamtenschaft
hatte der Vorsitzende und Schriftführer Dörich eine Bespre¬
chung mst dem RegiernngSrat Dr . Engler , wobei es zu einer
ausgiebigen Aussprache gekommen sei und Herr Bayer ent¬
schieden Protest einlegte, daß nochmals eine solche Stelle an
einen Beamten ans dem Verwaltungsdienst übertragen wer¬
den soll. Herr Regierungsrat Dr . Engler habe sich seine»
Ausführungen nicht verschließen können. Über die Bekannt¬
gabe dieser Besprechung war die Versammlung außerordent¬
lich befriedigt. Alsdann wurde eine Kommission zur Ausar¬
beitung der Statuten gewählt.

Damit war die Tagesordnung erschöpft .
Nachdem die Versammlung dem Vorsitzenden für seine bis -

jene * Äroeit tttä feine interessanten Ausfiibrungen ge dank»

sSacht .t ^ ründme u . zweddiem . Borschia « au- r' ramtttrtttifc*Tönmn in ganz furjct Haftung hier wroflrnaj ^ t werten .-)
Rene Teuer ««, »aktion.

Aus Deamtenkreisen geht uns folgende Zuschrift zu :
Aus Berlin berichtet am heutigen Mittwoch morgen eine

Korrespondenz : „Gestern, Dienstag , fand zwischen den Spitzen
organisationen der Beamtenvereinigungen und der Gewerk¬
schaften der Staatsarbeiter eine Beratung statt über ein»
neue Teuerungsaktion der Beamten und Staatsarbeiter , um
eine Angleichung der Beamten und Siaatsackeiiereinkommen
an die Teuerung zu erveichen . Man will die vom Reich oen
Bergarbeiter « zugebilligten Sätze zur Grundlage für die Ver¬
handlungen machen .

"

Ob das letztere zutreffend ist, muß abgewartet werden. Bei
der neuen Teuerungsaktion kann es sich unseres Erachöcns nur
darum handeln , ob man weiterhin die Erböhungrn in pro¬
zentualen Zuschlägen auf den Grundgehalt , den Ortszuschlag
und die Kinderbeihilfen vornimmt , oder die Beseldnngserv -
nun , wiederum wn Grund aus ändert . Soweit wir unti -r -
richtet sind, beabsichttgt man dies bis 1 . Oktober. Man lieht
im Reichsfinanzministerium ein, daß es xin Unding und
eine verkehrte Gehaltserrechnung ist, wenn man mehrhundert¬
prozentige Zuschläge auf den eigentlichen Grundgehalt geben
muß. Da ist es angebracht, einfach diesen beträchtlich zu iw-
höhen. Es ist auch verkehrt, den Abstand von einer Gehalts¬
stufe in die andere nur mit 2900 W . zu bewerten . Was und
heute 2000 M . ? Der betr . Beamte erhält sie nach weitroen
zwei Dienstjahren , also im Jahre 1000 ÜÄ. Dieser Betrag ist
nicht mehr zeitgemäß . Er muß auf 5000 oder 8000 R . erhöht
werden.

Von diesen Leitsätzen werden wohl die Spitzenorganisationen
der Beamten und der Gewerkschaften ausgehen , wenn sie eine
neue Gehaltsbewegung einleiten . Man bedauert den armen
Vater Staat , daß er immer wieder bluten mutz . Allein die
Beamten und Staatsangestellten erfüllen lediglich ein Gebot
der Selbfterhaltung , wenn sie bei der rasend fortschreitenden
Teuerung ihr Einkommen zu erhöhen suchen . Reben den
Arbeitern sind sie trotz alledem noch der beklagenswerteste
Stand tm deutschen Wirtschaftsleben, weil sie der ständigen
Preisschwankung aller Waren mitleidlos überliefert sind .

Was de eamte benötiqt
Singer Nähmaschinen
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Erleichterte Zahlungsbedingungen
Ersatzteile — Madeln — Oel — Garn

— Reparaturen —
SINGER CO . KARLSRUHE
Nähmaschinen Act.-Ges. Kaiserst. 124 Tel . 1379

BAUBUND - MÖBEL
siehe Inserat bi der Karlsruher Zeitung .

]BWeten- UDd Mflt Oscar Kirschke
Karlsruhe i . B ., Krie - sstraße 70 . Telephon 4180.

iMWM - g .

'

iliiKii jeier JSrt
/ zu bekannt größter Auswahl , billigste

Preise , reelle Bedienung-
—tt Reparaturen im Hause . —-
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MarkgrafeastraDe A. Ecke KmM 4H
(früher Hotel Geist )

nQnflruiäephfl weiß und farbig in allen Formen und Weiten , mit
UdUvl WaOUllU , ja Stoffeinlage, kalt abwaschbar , sowie
Schirme,Stöcke,Hosenträger , Krawatten ,
Mansehettenknöpfe und sämtl . Herren -Modeartikel

empfiehlt
Dauerwäsche-Spezialgescbäft und Herren-Modeartikel

Andr . Weinig jr »
Telephon 5476 Kartsruhe Kaiserstraße 40

Günstige Gelegenheit für Wiederverkäufer .

MMMP O an Haarausfall , Schuppen , kreisförmigen kahlen Stellen oder
" " * an schwachem Haarwuchs leidet , verwende alkoholfreies

nd
.

- Baarcrra
(Wirksamste Haarkur)

——- Bewiesene Erfolge -- Goldene Medaille Dresden 1912 —■ -
Zu beziehen durch :

H . BiELER , Kaiserstraße 223
Zwischen Douglas - und Hirschstraße — Großer Laden für Parfümerie

M ja M k^ur bei

Wo ^ josßf u pf
Qio n m irAr +oilKof - ädecken Sie am vorteilhaf¬

testen und billigsten Ihren
Schuhbedisrf

Schuhhaus
Durlachepstreße 3

(Durlacher Tor ).

Bezugsquellen für den Bedarf der Behörden

Gegen Feldmäuse
Ratten und Hausmäuse
verwendet man das beste und billigste Mittel

la. Mäuse- Phosphor-Latwerge Marke „A.
'S .“

in 10 Kg .-Patenteimer zu Mk- 10.— perKg .,in Dosen zu Mk. 6.—, 9 .— und 15.—.
la Saccharin -Strychnin-Weizen Marke „A. 8 ."

garantiert 3%o Strychnin nitr. puriss D .A .B. 5
tose Mk . 40.— per Kg., in 1 Kg.-Packungen ML
42.- , in V, Kg.-PackungenMk . 22.- pr . Packung .

Chem . Fabrik Anton Springer
Ettlingerstraße 51 Karlsruhe b . Hauptbahnhof.

== = == Telephon 2340. == ===

I i „ fltr PoUzsi u. Gemnindebeamte, Feuerwahrkorps,kl mTOrmen Zoll- u. Finanzbeamtei Eissn - u. StraOenbahner,—— — — Fsid-u.WaldhUter, sowie Berufskleidungenjed .Art
Albert Hilbert , G . m . b. H . , Rastatt

Süddeutsche Bekleidungs- Industrie
Filiale : Ludwigshafen a . Rhein , Bismarckstraße 40 .

GLOCKENGIESSEREI
GEBRÜDER BACHERT

KARLSRUHE I. B.
Liststr . 5 . Tel . 443 .-

Gustav Herdle Nacht. Inh . : Bittlin ^ mayer
& BretschceiJer

Telephon 1133 Rarlsrnhe Waklstraße 44
Stempelfahrik □ Buchdruckerei und
Papierhandlung □ bnpressen-Veriag.
r Sämtliche BQrobedarfsaHikei , ss

Rasche Bedienung. =. 1 ■ Sauberste Ausführung.

Die fleischlose Küche
nebst einfachen Fischgerichten.
Bearbeitet von Käthe Birke .

Mit nahezu 700 Kochvorschriften . / Preis geh. Mk . 24.—.
G. Braunscbe Hofbuchdruckerei und Verlag , Karlsruhe i . B .

Wahnungsmarkt
WohnungstauschRaftail -
# «rl»rakt. SeesrUd , Zaff .
Rastatt , Bahnholstr . 11 .
8 Zimmer. 81 , Badzimm .
Boden « . Maus., 3 8tHnr.
gegen 4 Zimmer m. Zubeh ,

Wohnungstausch Raftatt-
Larlsruhe. Oreaxs, Zoll»
sekr.in Rastatt Schloß , Erdg .
4 Zimmer , Küche, Keller u.
Holzraum gegen 3 Zimmer
mit Zubehör .

Wohnungstausch « aftatt-
KarlSrnhe.Bierw «Uer,Zoll -' " ’. in Rastatt Jnf.-Kasern«

. 111 , Bau I . 3 gimm. ,
mit Zubehör.

setr. i
Reg. 1
8üch«

Aprssr »« » - «« t » de » Tauschanzeigt »
» . - Bad , « l. - «New . Acht, « dg. - « rdgescho», Fft. - Fahrftnhl, St .
Garte», S . - « as , « c. - Seiler. « . - ■*>'=— - «- -

= Mansarde, Epchk. =
Trekd. = Trockenhodru ,
= Mansarde, Epchk. = Speicherlammer, Spt - - Speisekammer,

: « che^^ da.
^

am« er, Spt - ■ Mädchenzimmer, Ms.
Speisekammer,

Zentralheizung, Z. - Zimmer.

Adelsheim—Mannheim oder Baden-Baden. In Adeisheim, eiukt,! herrlich und
idyllisch gelegenen LandstädtcheniBahnUnie Heidelberg—Wllriburgs ist in meinem Hauie
eim S-Zimmerwohnung mtt Bad , Autogarage und Galt« > gegen ein« 4 —S-Zimmer -
wohmmg in Mannheim oder, Baden-Baden zu tauschen, Sbeott . kommt auch Hauö-
tausch oder 8a«s in Frage , Nähere Auskunft von Besitzer S chI a i i « r , Firma
Rummel & SU ., Q 7 , 17b . Telephon 2438 .

WohnungstauschHeidel¬
berg-Karlsruhe. rausch«
3 Zimm .,dav.l alsKüchever-
wendb. ,Bad , geg. ebensolche
tu Karlsruhe . Heidelberg,
Rohrbacherslr.W Frau Leder.

WohnungstauschHeidA°
brrg für Karlsruhe. 3
Znnmer , Küche, 1 Dach¬
kammer.

W. Heu», Heidelberg,
GaiSbergstratze 1811.

WohuunaStanschMannheim- Karls ruhe .
Schöne 4—S-Zimmerwohmmg mit Mansarde und
sämtlichen Zubehör , elettr . Licht, in schönster Lage
Mannheim » gegen gleichw. in Karlsruhe per Oktober
zu tauschen ges. Wefil . Stadtteil b«b«rzugt. Offerten
an Berbcrich, Mannheim , Herzogenriedstraße st.

« » italienisch. Student
sucht Zimmer bei «in , Fa-
miue . Ho er » etegeah , hat,
di« deutsch« Schach« zu er¬
lern. Zu ersr. unt . L-« . 113
». d. «xp. d. Karlsr . Ztg .

Wohnungstausch Karls¬
ruhe-Heidelberg. Schäfer ,
Hildschstraß« Ulli . Stoch ,
4 Zimmer , 1 Mansarde,
Küche, Spk . , « ad, Spchk.
tu ., « a», EI. 2830 Mk.

DU Aufnahme einer Wohnungsanzrige kostet 3 Mark. Der Betrag ist mit der
Bestellung an Mt Geschäftsstelle der „Karlsruher Zeitung ", Karlsruhe i , 93., Karl-
frUchichstrah« 14 «htzzusenden. Wir bitten um rege Beteiligung .



Line argentinische Stimme.
M « PoincareS Reden im Ausland allmählich zu, Wirken de-

» ni^ n , davon hier ein klfineS Beispiel.
Sin Leilartikel der „Union in Buenos « irr « beschäftigt sich

In ihrer Rümmer vom 17. 8. 22 mit PoincarLS Reden. Darin
»«isst eS u. a . :

jede- Denkmal hält Poincare «ine Rede . Statt « ne er»
»reifende Schilderung jenes Mannes zu geben, dessen Blut da»
Afft« Opfer deS ungeheuren Krieges war . hat sich der sranzö -
» sche Minister darin gefallen, «ine politische Ansprache über
fein immer wiederkehrendes Thema zu halten : „Deutschland
tzt der einzig Schuldige am «kriege — eS mich den Versailler
« alt restboS erfüllen . ,

Es wäre interessant zu wissen , waS Poincare mit dieser ste¬
in , Wiederholung bezweckt. Scho « seit 4 Jahren gibt «» nie*
Wanden mehr in der Welt, der glaubt , daß irgend eine Person
»der irgend c ne Ration allein de« Krieg entfacht hätte . Kein
Volk, kein Mensch allein ist an der Katastrophe schuld. Dage »

«nd verschiedene Völker und »tele Menschen an ihr schuld
»nd unter ihnen nimmt Poincare selbst eine« hervorragende »
Platz ein . Er ist der Mann , der Frankreich von 1210—1922
« ßiett bat . lät ist in dieser Zeit zweimal Ministerpräsident
Mnd einmal Präsident der Republik gewesen. Und in dies« 12
Lahre fallen der Krieg und der Frieden , werden die Verträge
»«schloffen und die Völker verstümmelt .

Poincare ist der Urheber und Verteidiger dieser Verträge
»nd dieser Verstümmelungen . Er ist es, der die Polen gegen
Rußland und Deutschland bewaffnet , er ist es, der für da»
Verschwinden der Türkei eintritt , der England und Spanien
j« Rittelmeer Schwierigkeiten bereitet , der Jugoslavie « gegen
Italien hetzt, der dir Heere Denkins , Koltschaks , Jndenitsch»
, «d Wränget « gegen Rußland organisiert , der die Bereinigten
Staaten ausnutzt und ihnen das Geld zu entziehen sucht» wäh¬
rend er die Schulden Frankreichs ihnen gegenüber bestreitet
»nd fie so zwingt, sich von der europäischen Politik zurückzu ,
»iehen . Es ist Poincare gewesen , der Briand zwang , in Cannes
»nd Washington keine friedlichen Konzessionen zu machen , der
weder in Genua , noch im Haag nachgibt. Es ist Poincare ge¬
wesen , der den friedlichen Leygues stürzte, weil er glaubte ,
bah er vernünftige Abmachungen treffen könnte. Poincare
ist der Feind — ja fast der persönliche Feind — der großen
« ,ropäischen Ausbaupolitiker. Er ist der Feind Lloyd Georges,
Rittis , Orlandos ; Poincare bekämpft im Dunkeln das Frie -
denswerk des Kanzlers Wirth ; Poincare kritisiert Loruheur,
weil er mit Rathenau das versöhnliche Wiesbadener Abkom -
men traf ; Poincare tritt für unbegrenzte Besetzung Deutsch¬
lands ein und hetzt die «»zivilisierten Reger dazu aus, unsag¬
bare Verbrechen an den Frauen einer hochkultivierten und fler.
ßigrn Raffe zu begehen. Poincare begünstigt die Balkanisie»
»un, Deutschland« und stattet finstere Abenteurer mit Geld
aus » die von einer Rheinlandsrepublik ftäumen ; Poincare ist
der dunkle Genosse eines Rorthcliffe in seiner gemeinen
Kriegs» und Rachkriegspropaganda. Er ist de» finstere Helfers »
Helfer eines Lord Grey.

Und wenn über all dies schon das Urteil seststeht , wenn inan
in Frankreich selbst ihn „Poincare la guerre " nennt , da kommt
dieser Mann jetzt mit seinenr alten Sing -Sang und seiner be¬
trügerischen Behauptung , die die Welt nicht mehr glaubt und
nie ganz geglaubt hat . Und das lügnerische Wort des Schul ,
dkgen, der durch Beschuldigen von anderen seine Schuld vcr-
Meiern und seine Gewissensbisse betäuben möchte , ertönt auf
deutschem Boden in der Nähe jenes intelligenten und arbefts -

shmen Volkes , dessen Bemühen und Intelligenz sich Wer dem
grössten Unglück in der Geschichte erheben. Das Wort erschallt
«m der deutschen Grenze selbst und die Grösse des besiegten
Reiches ersteht vor den Augen der Welt . So verstehen wir d,e
»ngeheure Ungerechtigkeit dieses Augenblicks und wir stutz
sicher, daß Frankreich dafür der Menschheit wird Rechenschaft
geben müssen . Denn nachdem Frankreich alles niedergeriffen,
mit Blut besudelt und verleumdet hat, nachdem eS die Wett
« ft feinem Geschrei erfüllt und zu seinem Vorteil das unge¬
heure britische Reich ausgebeutet hat , erhebt es sich heute , um
den Besiegten zu verleumden und sich einen Sieg zuzuschreiben»
«en es selber nicht errungen hat ."

Die Lrnäbrungslage .
Im Volkswirtschaftlichen Ausschuss des Reichstags gab der

steichsminifter für Ernährung und Landwirtschaft , Professor
Kehr , in ausführlichen Darlegungen ein Bild unserer Er »
näbrungSlage.

Da Deutschland auf Grund seiner eigenen Erzeugung nutzt
imstande sei, den ausreichenden Brotbedarf selbst zu decken,
so müsse es das fehlende Getreide vom Ausland beziehen,
was in der Preisgestaltung leider zu einer katastrophalen Ent .
» icklung geführt habe. Allerdings sei die mengenmätzige Brot -
Versorgung für die nächste Zeit gesichert , da bis zu einem
bestinnnten Termin die Reichsgetreidestelle die notwendig«
Menge in der Hand habe ; doch werde es sich bei dem Nieder¬
gang der deutschen Währung bedauerlicherweise nicht vermei¬
den lassen , dass vom 16. Oktober an eine wesentliche Erhö¬
hung des Abgabepreises der Reichsgetreidestelle und damit
auch des Brotpreises eintreten müsse. Auf das durch das Um-
lagrverfahren zu erfassende Getreide übergehend , bemerkte der
Minister , dass er jeder organisierten Obstruktion mit den
schärfsten Mitteln entgegentreten werde ; andererseits müsse
aus Billigkeitsgründen und aus Gründen der Aufrechterhal¬
ft,ng der Produktivität der Umlagepreis auskömmlich festge¬
setzt werden. Nicht allein die Produktionskosten, sondern auch
die Reproduktionskosten, die naturgemäß mit der allgemeinen
Geldentwertung und Teuerung Hand in Hand gingen , müss¬
ten berücksichtigt werden, sonst würde das Umlageverfabren
zwangsläufig zu einer Einschränkung deS Getreidebaues und
damit schliesslich zum wirtschaftlichen Zusammenbruch führen .
Leider sei infolge der Ungunst der Witterung die diesjährig «
Ernte nicht befriedigend ausgefallen . Infolgedessen müsse
mehr noch als bisher auf sparsamsten Verbrauch hingewirkt
werden. Die Reichsregierung erwäge daher , die Herstellung
von Starkbicr zu verbieten . Bestimmt « Anordnungen frier»
noch nicht ausgcarbeitet worden ; man werde fie selbstverständ¬
lich erst nach Rücksprache mit den Beteiligten erlassen.

Was die Kartoffelbewirtschaftung betreffe, so biete sich hier
rin erfreulich- ces Bild dar . Aus allen Teilen Deutschlands
fei berichtet worden, dass der Stand der Kartoffelselder gut
sei . Um der Teuerung auf dem Kartoffelmarkte entgegenzu -
ivirken, sei cs aber notwendig, dass die Bevarbeitung der Kar¬
toffeln in den Brennereien zum mindesten auf das Kontin¬
gent des Vorjahres eingeschränft werde. Di « Missständ« in
vcr Zuckerversorgung hätten im Vorjahre in den weitesten
Kreisen grosse Beunruhigung hervorgerufen . Vorarbeiten für
eine geregelt« Verteilung in, neuen Wirtschaftsjahr seien im
Gange, insbesondere werde erwogen, die Herstellung von
Süßigkeiten , Likören und Schankweinen aus inländische«
8 »ckrr zu verbieten ; aber alle diese Massnahmen würden lei¬
de ', durchgreifende Erfolge kaum bringen , da Deutschland in
der Weltwirtschaft das leidende Objekt unkt nicht da» leitende
Subjekt sei und das gleiche für die Ernährungswirtschaft im
Rahmen der ganzen Volkswirtschaft gelt« . Man ' müsse des¬
halb prüfen , inwieweit, wie bereits im Kriege, den Bedürfti -

Uen dmrch M «ssensprif»« ,en geholfen werde« könne ; ebenso
leien di« Kinberspeisungen auszubauen . S » feien Mittel hier-
für angefordert .

Abg. Dusch« (D Bp .) hielt die Durchführung des Getreide «
«« lagegesrtze » jetzt unter den veränderten wirtschaftlichen und
geldlichen Verhältnissen für untragbar für die Landwirtschaft.

Abg. Dr . Mrses (Unabh.) beleuchtete die ungeheueren Ge¬
fahre «, die unsere Ernährung vom Standpuntt des Arztes
aus bedrohen. Er nannte die Wirkungen der Unterernährung
geradezu katastrvphal. Der beste Beweis dafür sei das Auf¬
treten deS Skvrbnt , einer Erkrankung, die man feit 80 Jah¬
ren in Deutschland kaum gekannt habe. In Nürnberg , in
Amberg, in Berlin , fei eine ganze Reihe von solchen Fällen
festgestellt , ein Beweis für die nusseroibentlich bedrcchliche
Lage unserer Ernährung . Wenn die Milchbelieferung in Ge»
fahr sei. so müsse man schon in der nächsten Zeit mit einer
parken Zunahme der Säualingssterbsichleit rechnen.

Abh. Schiele (D .»Ratl .) oestritt , dass die Landwirtschaft Ob¬
struktion treibe . Sie sehe sich gegenWer den Tatsachen der
Geldentwertung einfach vor die Unmöglichkett gestellt, für
848 Mark Brotgetreide zu liefern , das heute im freien Markt
2800 und mehr koste. Es müsse daher die Grundlage des Um¬
lagegesetzes Wer die Preisbildung geändert werden und aus
dem politischen Preis ein vernünftig volkswirtschaftlicher ge¬
macht werden.

Abg . Dr . Löhme (Dem . ) führte auS, dass das Gesetz eine
schonende Behandlung der kleineren Landwirtschaftsbetrieb «
vorsehe, und empfahl, die Großgrundbesitze, die aus ihren
grossen Woldbeständen finanziell gesichert seien , bei . der Um¬
lage dem Gesetze entsprechend so- scharf wie möglich heranzn -
ziehen, um beim zweiten und dritten Drittel der Umlage die
Abgabepflicht der kleinen Betriebe ermähigen zu können. Kei¬
nesfalls werde man Wer umhin binnen , den Umlagepreis zu
erhöhen, damit die Umlage wenigstens teilweise hereingeholt
werden könne .

Abg . Tremmel (Zentr . ) bob den Zusammenbruch der soge¬
nannten freien Wirtschaft beim Zucker hervor. Dir freie
Wirtschaft habe hier eine Privatzwangswirtschatt zur Folge
gehabt, die viel schlimmer zu ertragen sei, alS di« öffentliche
Zwangswirtschaft .

Abg . Krätzig , Soz. ) warnte davor, dasjenige wieder aufzu -
gcben, was bisher zur Beruhigung der 'Massen wenigstens
zum kleinen Teil habe beitragen können , nämlich die Errun¬
genschaft, das Brot der Preisanarchie z » entreißen . Wenn
man jetzt hier wieder den Forderungen der Landwirtschaft
nachgebe , so werde die größte Beunruhigung in die Öffentlich¬
keit getragen werden.

Abg . Dr . Hertz (Unabh. ) erklärte, dass
' die Ausführungen

des - Ministers enttäuschend auf ihn und seine Parteifreunde
gewirkt hätten . Es müsse gehandelt werden, nicht nur gespro¬
chen und versprochen , um die überall sich zeigende entsetzliche
Not zu lindern .

In einer Schlussbemerkung betonte ReichSernährungsmini -
ster Fehr , dass er die ganze Schwere unserer heutigen Ernäh¬
rungslage voll erkannt habe und infolgedessen mit allen Kräf¬
ten bemüht sei, soweit es im Bereiche des Möglichen liege, die
Situation durch geeignete Maßnahmen zu bessern . Bei dieser
Gelegenheit ertvähnte der Minister , dass auch die Verbren¬
nung von Obst zu Branntwrinzwecken verboten werden solle
und gegen Schlemmerei in der Weise eingeschritten werden
solle, dass in öftentlichen Gaststätten die Verabreichung einer
zweiten Fleischspeise an einen Gast unter Strafe gestellt wer¬
den soll . Alle diese Massnahnien seien aber nur Notbehelfe»
entscheidend zur Linderung der Not sei der Wille der wirt¬
schaftlich Starten , in diesen schweren Zeiten wirtschaftlich
Schwache zu unterstützen.

Hierauf vertagte sich der Ausschuss .

Vom 62 . Ikratbolikentag.
In der geschloffenen Versammlung wurde u . a . eine Erklä¬

rung angenommen , die die deutschen Kalholiken zur Unter¬
stützung der von einer Katastrophe bedrohten katholische »
Presse auffordert .

Dann sprach Geheimrat Porsitz Wer die römische Frage .
Er wies darauf hin, dass sich auch im liberalen Italien neue»
stens ein Verständnis für die Unhaltbarkeit des jetzigen Zu¬
standes verbreite . Eine Erklärung gedenkt des verstorbenen
Friedenspapstes Benedikt XV ., begrüßt de » neuen Papst , be¬
klagt, dass in einer Zeit vielfacher Friedeilskonferenzen die
sogelmnnte römische Frage noch immer nicht in einer wür¬
digen Weise gelöst sei und fordert zur Fortsetzung der Samm¬
lung für den Peterspfennig auf .

Die katholische Jugendbewegung in Deutschland behandelte
Studienprof . Leonpacher -München. Er schilderte die Aufgaben
und Ausdehnung der verschiedenen katholischen Jugendvereine ,
Ouickborn, Neudeutschland, Jngendabteilung des Katholischen
Frauenbundes , Schütcrinnen - Verein der Mittelschulen . Die
katholische Jugendbewegung solle neue Wege suchen und sie
dürfe Vertrauen für sich fordern, wenn sie einem neuen Le¬
bensziel zustrebe. Die geistigen Berater verstünden, die selb¬
ständige Jugend leise dorthin zu lenken , wohin die bewährte
Tradition ziele. Ter Redner forderte die Unterstützung dieser
in einer militärlosen Zeit bedeutsamen Bewegung durch den
Staat . Eine Erklärung spricht die Freude über das frische
Leben in der katholischen Jugend aus , lenkt die Aufmerksam¬
keit der gesetzgebenden Körperschaften auf den Ausbau der
Jugendwohlfahrtsgesehe , betont, dass die katholische Jugend¬
pflege sich auch der körperlichen Ertüchtigung widme, wünscht
de» Zusammenschluss der katholischen Jugendvereine und die
Verbindung der wissensfrohen Art der Jugend mit der Erfah¬
rung und Ruhe der Erwachsenen zu einer lebendigen Gemein¬
schaft . Eine Kundgebung der katholischen Jugendbewegung
spricht das Bekenntnis zur katholischen Kirche aus und den
Willen zum Ansbau neuen Lebens.

In her Diskussion sprachen Angebörige der Jugendbewe¬
gung , der Gesellenvereine, der Studentenverbände , der land¬
wirtschaftlicher , Jugend den Willen zu gemeinsainer Arbeit
unter der Idee des Katholizismus aus . Angenommen wur¬
den schließlich zwei Erklärungen , von denen die eine sich legen
das DchulddiN- t von Versailles wendet und die katholische
Chrifteicheit dagegen ausruft , damit die Welt dem wahren
Frieden des Rechts zugeführt werde. Die aridere protestiert
gegen alle Bewegungen, Ehe und Familie aufzulüsen , ver¬
wirft jeden Versuch der Gesetzgebung , die Trennung der Ehe
zu erleichtern, bedauert, dass auch in katholischen Kreisen die
strenge Auffassung von der Ehe sich uiildere, wendet sich vor
allem gegen die Beseitigung der Bestimmungen über den
Schuh des keimenden Lebens, gegen die rechtliche Gleichstel¬
lung der unehelichen Verhältnisse mit der Ehe und fordert
die Beamtinnen und Lehrerinnen auf, bei ihrer Verheiratung
aus de« Amt« zu. scheiden.

Die Linisungsverbandlungen der sozial -
demokratischen Parteien .

Dir EinignngSverhandlungen zwischen den beiden sozialde¬
mokratischen Parteien , die am Schluss der Reichstagssession
in» Stocken geraten waren , weil die Unabhängigen mit der

« ldckttg einer .Fraktiansgcmeinschaft der Entscheidung » re»
Parteitages nicht vorgreisen wollten, find jetzt offiziell wieder
ausgenommen worden . Nachdem am Freitag und Samstag
voriger Woche der Parteiausschvß und der Vorstand der Un-
abhängigen Sozialdemokraten der Befürwortung einer Eini¬
gung »nt den Mehrheitssozialdemokratcn prinzipiell zugestimml
hat , find gestern vormittag 11 Uhr die Zentralvorstände beider
Parteien zur ersten gemeinsamen Sitzung zusammengetreten.
Im Auftrag der U . S . hatten Erispjen , Dittman » und Dr .
Hilserding . den Vorschlag gemacht, die bevorstehenden Partei »
tage in die Lage zu versetzen , die Einigung in der Weise zu
vollziehen, dass beide Parteitage gleichzeitig zusammentreten .
Dieser Vorschlag erwies sich jedoch als undurchführbar, weil
zum Parteitag der Unabhängigen erst noch die Delegierten -
Urwahleu vorgenommen werden müssen , während der sozial-
drinokratisch« Parteitag , der schon am 17 . September in Augs¬
burg zusammentritt , nicht weiter hinausgeschvbcn werden
konnte. Damit entfiel auch die Dringlichkeit, « ine Vereinigungbeider Parteien nach ihrer pornzipiellen Genehmigung durch
einen anschliessenden gemeinsamen Parteitag zu vollenden.
Um trotz dieser Schwierigkeiten zu einem möglichst baldigen
Ergebnis zu kommen, wurde in der gestrige » Zusammenkunft
der beiden Zentralleitungen in Aussicht genommen, den Par -
teitagen vorläufig ein gemeinsame« Aktionsprogramm als
Grundlage der Einigung vorzulegen. Sowohl die Sozialdemo,
kratifche Partei wie die Unabhängigen werde» Entwürfe vor-
legen. Die Beratung des Programms soll dann in einer neuen
gemeinsamen Sitzung am 4 . September vorgenommen werde«.

Buch in Sachsen starke Lremdenkontrolle.
Die Sachs. SlaatSzeitung schreibt unterm 29. August :

Die Kriminalpolizei in Dresden hat seit Monaten durch scharfe
Kontrollen in den Hotels und Gasthäusern sowie durch Fahn¬
dungen auf den Bahnhöfen und in der Näh« von Wechsel¬
stuben alles aufgeboten, um die Überflutung Dresdens durch
Ausländer , wetche nur zum Zwecke billigen Wareneinkaufs
hierher gekommen waren , nach Möglichkeit einzudämmen. Die
Ferienzeit brachte eine» Zustrom von Ausländern in einein
Masse, wie er noch nicht zu verzeichnen war . Das Polizei -
präsidium sah sich daher gezwungen, noch schärfere Maßnah -
men zu verfügen . Von den Beamten der Fahndungsabteilung ,
tatkräftig unterstützt von deck Beamten der Zollverwaltung und
des Stadtgendarineriekorps , wurde an den Bahnsteigsperren
des Hauptbahnhofes die Ankunft und Abfahrt der Züge von
und nach Bodenbach—Tetfchen, Geising—Altenberg und Zit¬
tau —Görlitz überwacht. Die Ausweispapiere wurden einer
eingehenden Prüfung und das Gepäck der abfahrenden Aus¬
länder einer scharfen Durchsuchung unterzogen . Hierbei wurde
stets eine beträchtliche Anzahl Ausländer betroffen, welche ohne
oder mit ungenügenden Ausweisen die Reichsgrenze über¬
schritten hatten und die ausfuhrverbotenr Waren aufgekauit
hatten . Zur Sicherung der Strafen , welche die betroffenen
Ausländer wegen verbotswidrigen Grenzübertritts und ver¬
botswidriger Warenausfuhr zu gewärtigen haben, sind Kau¬
tionen abgefordert worden. Konnten diese nicht geleistet wer¬
den, so ist vorläufige Festnabme zum Zwecke der Zuführung
an die Staatsanwaltschaft verfügt worden. Die Waren , die
verbotswidrig zur Ausführung kommen sollten , wurden zum
Zwecke der entschädigungslosen Verfallerklärung zugunsten dcS
Reichs mit Beschlag belegt.

Im Laufe der Zeit hat sich auch die Besetzung weiter« !
Bahnhöfe und die Kontrolle der Elbe-Dampfschiffe (Valuta ,
Dampfer ) nötig gemacht. Auch hier wlirden die Fahndungs¬
beamten , welche von 20 zugezogenen Landespolizeibeamtcn
unterstützt wurden , mit den Kontrollmassnahmenbetraut . Dar¬
nach ist die Abriegelung Dresdens eine vollkommene . Durch
die Absperungsmahnahmen konilten sehr erhebliche Waren .,
werte gesichert werden . An Sicherheiten wurden allein „itf
25 . August über 1 Million Mark zurückbehalten .

Lin, <DrdnungsDlock « . seine Sturmtruppe
Die Nationalsozialisten habe» , wie der „Frff . Ztg .

" an -
München berichtet wird , trotz des Verbotes der Versammlung
auf den , Künigsplatz anl Freitag versucht , durch Demonstra¬
tionen die Bevölkerung in llnrube zu erhalten , doch sorgte die
Polizei durch rasches und energisches Auftreten, dass die De¬
monstrationszüge , die eine Erzberger -Gedenkfeier der Christ¬
lichsozialen zu sprengen suchten . und auch dein sozialdemokra¬
tischen Blatt , der ..Münchener Post"

, einen Besuch abstattei,
ivollten, erfolglos abziehen muhten. Welche Absichten di«
Rechtsradikalen haben, das zeigte eine Versammlung der Na¬
tionalsozialisten im Münchner Kindlkeller , in der nach einem!
Bericht der „ Münchner Poj >" ein Redner die unflätigsten per¬
sönlichen Angriffe gegen den Ministerpräsidenten Graf Lcr,
chenfeld richtete, >oas die Versammlung mit den gemeinsten
Schinährufen gegen Lerchenfeld und mit Hochrufen auf Lu¬
dendorff und Kahr begleitete. Auch sogenannte Oberlandler
erschienen, und die Versammluitg vertrieb sich die Zeit mit
Bdusikvorträgen und Schuhplattlern , bis der Führer der Na¬
tionalsozialisten Hitler erschien und erklärte ; „Wenn wir un«
die Schutzgesetze gefallen lassen , sind wir Hundsfötter , nichts
weiter . Die Zeit wird kommen , an dem die gewaltige Mehr¬
heit des Volkes ihren Willen zum Ausdruck bringen wird.
Dann werden Zehntausende von Behörden nicht imstande sein ,
die Deinonstrationen zu verhindern .

" In den Lokalen dey
früheren Einwohnerwehr waren nach den Mitteilungen de»
sozialdemokratischen Mattes die Mitglieder in Bereitschaft,
und Patrouillen sorgten für Verbindung, doch war in dcnl
späten Nachtstunden die Ruhe wieder überall hergestellt.

Die deutschnationale Presse erzählt von der tiefen Enipa »
rung und hösen Gärung des gesamten bayrischen „ Volkes bi»
in die Arbeiterhäuser hinein "

. Wer das Verbot der Demon¬
strationen und die Haltung der bayrischen Regierung. DeH
Bayrische Ordnungsblock und die anderen „vaterländischer»
Verbände " veröffentlicht eine „sehr scharfe Erklärung gegen;
die bayrische Regierung , die aus Angst vor „ lächerlichen Putsch»
gerächten " die Demonstration auf dem Königsplatz verboten
habe .

" Die Führer des Ordnungsblocks richten einen offenen
Brief an dem Minister des Innern , in dem sie unter Beru¬
fung auf die Erklärung der Reichsregierung über die Berli¬
ner Vereinbarung die Abmachungen einen Umso» vor Bcrli »
nennen und sie, die nichts weiter bedeuteten, als den Versuchs
dem bayrischen Volk Sand in die Augen zu streuen, alW
wertlos bezeichnen. Der Minister wird gefragt, ckb er di«
Folgerungen aus de» missglückten Unterhandlungen ziehe »
wolle , ehe eS zu spät sei . Die Regierung habe nur noch da»
Parlament , nicht aber das Volk mehr hinter sich. Der Brief



schließt mit der Drohung : „Danken Sie Gott , daß Sie e»
gestern mit einer Bevvlkerungsschicht zu tun hatten , welche
die alten Begriffe von Zucht und Ordnung noch nicht der Ber¬
liner Auffassung von Freiheit geopfert hat ."

Gesterrelcbs Dokknung aukdenVölkerbund
Bundeskanzler Dr . Seipel und Finanzminister Segur find

wieder in Wien eingetroffen . Am Sonntag hat eine einge¬
hende Besprechung des Bundeskanzlers mit dem Vizekanzler
Dr . Frank und mit dem Außenminister Dr . Grünberger statt¬
gefunden, der sich zu den Verhandlungen des BSlkerbnndS-
ratrS , die am 31. August beginnen, «ach Genf begibt. Die
Staatsmänner , mit denen der Bundeskanzler in den letzten
Tagen Fühlung genommen hat, empfehle« alle, die österrei¬
chische Angelegenheit zunächst vor dem Völkerbund zu betrei¬
ben und haben ihre Unterstützung hierbei zugesagt. Minister
Dr . Grünberger wird in Genf in demselben Sinne , wie eS
der Bundeskanzler in Prag , Berlin und Verona getan hat,
die Lage Österreichs sowie auch die Verzögerung der öster¬
reichischen Selbsthilfeaktion und die Notwendigkeit darlegen,
ohne Verzug Österreichs jene Mittel zur Verfügung zu stel¬
len, die es braucht, um seine Selbständigkeit zu behaupten
und seine dauernde Lebensfähigkeit zu sichern .

In Wien wird inzwischen alles vorbereitet , um für den Fall
einer zeitgerechte», günstigen Entscheidung des Völkerbundes
deren sofortige Durchführung zu ermöglichen , »der aber an¬
dere Wege , die der Bundeskanzler und der Finanzminister
auf Auslandsreise eröffneten, einzuschlagen. Zu diesem
Zweck wird der Bundeskanzler mit den in Wien beglaubigten
Vertretern der Mächte und mit den Obmännern der Par¬
teien des Nationalrates Fühlung nehmen . Der Bundeskanzler
wird außerdem in den nächsten Tagen die leitenden Persön¬
lichkeiten der Industrie , des Handels , des Gewerbes und der
Banken und Gewerkschaften zu sich laden , um mit ihnen die
wirtschaftliche Lage zu besprechen . Der Miuisterrat ist für den
28. August und der Ausschuß für äußere Angelegenheiten
für den 31 . August einberufen . _____

Dndische Iflebersicbt.
IKegimentskeiern.

Die „Tribüne " in Mannheim hatte eine Meldung aus
„ arlsruhe gebracht, die folgendermaßen lautete : „Die ur¬
sprünglich auf 5 . und 6. August festgesetzte Regimentsfeier
des ehem . Feldartillerie -Regts . 14 und 50 wird jetzt voraus¬
sichtlich Ende September hier stattftnden ."

Der „Tribüne " ist daraufhin von zuständiger Stelle die
nachstehende Mitteilung gemacht worden : „Die Regiments¬
feiern sind in . Baden auf Grund der Verordnung des Reichs¬
präsidenten durch das Ministerium des Innern bis auf wei¬
teres verboten worden. Eine Aufhebung des Verbots ist nicht
erfolgt und nicht beabsichtigt ."

Dlansammlung kür Linzelbauten und
Siedlungen .

Das Arbeitsministerium hat , wie uns von zuständiger Seite
mitgeteilt wird, in Fortführung der im vergangenen Jahre
veröffentlichten Sammlung von Entwürfen für Einzelbauten
und Siedlungen in diesem Jahre eine neue Folge solcher Ent¬
würfe herausgegeben in denen in der Hauptsache Kleinwoh¬
nungen , bestehend aus Küche und einer beschränkten Zahl von
Zimmern , sowohl als Einzelthpen wie auch zu Siedelungen \
zusammengefaßt , zur Darstellung kommen. Die Plansamm - !
lung soll baulustigen Privaten wie Architekten zum Studium j
und zur Anregung dienen und soll! zeigen, wie auch unter den !
heutigen erschwerten Umständen das Bauen , wenn auch in be- !
scheidener Ausführungsweise , vielfach noch ermöglicht werden ;
kann . Die Beachtung der in der Sammlung gegebenen Bei- j
spiele soll indessen den Baulustigen keineswegs von der Ber- j
pflichtung entbinden , einen tüchtigen Architekten zu Rate zu !
ziehen und zwar umsoweniger, als die durch die veränderten !
Zeitverhältnisse gebotenen erhöhten Erforderniffe , welche an \
die im jeweiligen Einzelfalle zweckmäßigste wirtschaftlichste >
und formal beste Lösung einer Bauaufgabe gestellt werden '

müssen, auch gründlichste Fach- und Sachkenntnis de» techni¬
schen Berater » vorausseh « !. Sollten da und dort Zwe>-el
über die Wahl einer vesäh'gten Architekten bestehen, io find
Bezirksämter und Bezirksbauämter bereit , einen solchen nam¬
haft zu machen .

Die herausgegebene Pkanfammlung kann von Interessen¬
ten beim Bezirksamt R>er beim Bezirksbauamt eingeseh- t wer¬
den oder kann von der Büch :rei des Arbeitsministeriums un¬
mittelbar bezogen werden und zwar Serie 1 der im Jahre
1921 veröffentlichten Sammlung zum Preise bvn 20 M. und
Serie II der Ausgabe 1922 zum Preise von 16 M.

Hacbklänge zum Fall Lenard .
Bon der Universität Heidelberg wird uns geschrieben :
Herr Professor Harries hat zum Fall Lenard in der „Deut¬

schen Allgemeinen Zeitung " vom 1 . August 1922 einen Ar¬
tikel veröffentlicht, der in weitesten Kreisen den Eindruck er¬
weckt hat, daß kommunistische Mitglieder deS Lehrkörpers der
Universität Heidelberg die eigentlichen Urheber der Ausschrei¬
tungen gegen Professor Lenard waren .

In seiner Antwort aus die Erwiderung der Universität
( .Deutsche Allgemeine Zeitung " vom 19. 8 . 1922 ), hat Profes¬
sor HarrieS die Worte, die diesen Eindruck hervorgerufen ha¬
ben, nicht wiederholt, aber auch nicht widerrufen .

Die Universität erwartet nunmehr Beweise oder Richtig¬
stellung. Direkte Auseinandersetzungen mit Herrn HarrieS
lehnt sie ab .

Entschädigung kür verloren gegangene
Postpakete .

Die Handelskammer für die Kreise Karlsruhe und Baden
teilt mit : Durch die rasch fortschreitende Entwertung der
Mark ist die Entschädigung für Verloren gegangene gewöhn¬
liche Postpakete unbedingt unzureichend geworden. Die schwe¬
benden Verhandlungen über die Neufestsetzung der Höhe der
Entschädigung, die zurzeit beim Reichspostministerium gepflo¬
gen werden, gehen nur sehr langsam vor sich, wodurch die
Interessenten bei der rapid fortschreitenden Entwertung der
Mark eine erhebliche Schädigung erfahren . Die Handelskam¬
mer Karlsruhe ist deshalb an das Reichspostministerium mit
der Bitte heraugetreten , die Angelegenheit beschleunigt zu be¬
handeln und zwar hat sie den Antrag dahingehend gestellt,
daß die Entschädigungssumme der Post jeweils mit den Ge¬
bühren der Post und zwar im gleichen Verhältnis wie diese
auf den Friedensstand zurückgehend , festgesetzt werde.

WadLscke GemeLndesckau.
•DZ . Triberg , 25 . Aug . In der BürgeranSfchußsitznng am

23 . August wurde die Einreihung Tribergs unter die große«
Gemeinden debattenlos einstimmig genehmigt.

DZ . Überlingen, 26 . Aug. Aus der Wohnnngsabgabe wirÄ
die Stadt Überlingen für die Fertigstellung ihrer Wohnungs¬
bauten Zuschüsse in Höhe von sieben Millionen Mark erhalten .

Aus der Landeshauptstadt .
Badisches LandeStheater.

Im Landestheater sind die Vorproben für die am Sams¬
tag , den 2. September , beginnende neue Spielzeit , die mit
Wagners „Tannhäuser " eröffnet wird, bereits in vollem
Gange . Am Mittwoch, den 6. September , findet als zweite
Opernvorstellung eine Wiederaufführung der „Lustigen Wei¬
ber von Windsor" von Nicolai statt , und am Sonntag , den 10.
September , folgt als erste Opern -Neueinstudierung , mit der
sich der neu berufene Oberregisseur der Oper , Herr Josef
Tnrnau einführen wird, Mozarts „Figaros Hochzeit ". Hier¬
nach sind Wiederaufführungen von Glucks „Orpheus und Eu¬
rydike" und Verdis „Bioletta " in Aussicht genommen. Für
die Karlsruher Festwoche vom 17 .—24 . September wird eine
Neueinstudierung von Verdis „Othello" vorbereitet und am
Sonntag , den 17. September in Szene gehen. Auf Mittwoch,
den 20 . September , ist Mozarts „Zauberflöte " angesetzt, und
am . Freitag , den 22 . September , erfolgt die Uraufführung der
neuen Fassung von Artur Kusterers Oper „Casanova" :
Textdichtung von Anton Rudolph. Am Sonntag , den 24 . Sep¬

tember gelangt Wagners „Trift«» «nd Isolde " als letzt»
Opernvorstellung der Festwoche zur Aufführung .

Im Schauspiel folgt der ersten Wiederholung von Schil¬
lers „Wilhelm Tell" am Dienstag , den 8 . September , die
erste Klassiker -Neueinstudierung am SamStag , den 9 . Septem -
her mit Shakespeares „Julius SSfar " , der damit nach IS Iah -
ren zum erstenmal wieder im Spielplan unserer Bühne er¬
scheint .

In der Festwoche wird am Dienstag , den 19. September ,
Burtes Drama „Simson " zum erstenmal mit der Begleit-
musik von Franz Philipp , neueinftudiert in Szene gehen, und
als erste Erstaufführung befindet sich für Donnerstag , den
21 . September , Gerhart Hauptmanns Schauspiel „Michael
Kramer " in Vorbereitung .

Von den für die folgenden Erstaufführungen im Schau-
spiel erworbenen neuen Werken sind zunächst Georg Kaiser»
Komödie „David «nd Goliath " in Aussicht genommen.

Literarische Neuerscheinungen .
Die Stadt » onstauz. Von Albert von Hofmann .

Mit 3 Stadtplänen und 1 Übersichtskärtchen. 11 Bogen 8°:
In iHalbleinen gebunden 80 M ., für die Schweiz 8 Ir . (Stutt¬
gart , Deutsche Verlagsanstalt .)

Unter den deutschen Historikern der Gegenwart hat sich Al¬
bert von Hofmann rasch einen angesehen Platz errungen , seit¬
dem er mit seinem Werk „Deutsches Land und deutsche Ge¬
schichte

" ein ganz neues Element der Betrachtung in die Ge¬
schichtsforschung einführte und dessen Richtigkeit und Frucht¬
barkeit durch seine späteren Werke („Das Land Italien und
seine Geschichte"

, „Politische Geschichte der Deutschen"
, Bd. 1

und 2) wiederholt dargetan hat . Es leuchtet von selbst ein,
daß dies Element : die Erforschung und Betonung der geogra-
phrsch -topographischen Bedingungen und Zusammenhänge mit
den geschichtlichen Vorgängen , nicht nur größeren historisch -
politischen Komplexen zugute kommt, sondern sich auch als
besonders aufhrllend und anregend für die Geschichte der
Städte erweisen wird. Von diesem Gedanken ausgehend , ge¬
denkt A . von Hofmann eine Reihe deutscher Stadtbilder zu be¬
handeln , deren elfteres jetzt in dem Bande Konstanz vorliegt.
Es soll in diesen Darstellungen „das Stadtbild aus seiner
bisherigen Begrenzung herausgehoben werden" . „Me geogra¬
phische Analyse des Platzes führt uns in die große Geschichte ;
die topographische Analyse desselben hebt die Denkmäler an¬
der einseitigen kunstgeschichtlichen Betrachtung heraus und
verleiht ihnen Interesse , auch wenn sie nicht mehr vorhanden
sind." Me Stadt erscheint als eine durch die dauerndste ihrer
Begebenheiten, die geographische Lage, bedingte Individuali¬
tät , der im Verlaufe ihrer ganzen Geschichte dadurch ein un¬
zerstörbarer Kern innewohnt ; sie erscheint aber in ihrer Indi¬
vidualität nicht vereinzelt , sondern als Trägerin und Mit -
formerin der Beziehungen zwischen anderen Einheiten , Städ¬
ten oder Staaten , Landschaften oder Dynastten , zwischen de¬
nen sie liegt. Konstanz nun war für den Gröffnungsband der
„Deutschen Stadtbilder " besonders glücklich gewählt ; „das
Wesentliche seiner Geschichte, die Lage der Stadt zwischen
Schwaben und der Schweiz"

, bisher in keiner der Konstanzer
Stadtgeschichten behandelt, wird hier klar herausgearbeitet und
damit das Thema über alles rein Lokalgeschichtliche hinausge -
hckben ; ferner dringt die Darstellung in den „Geist des tau¬
sendjährigen , altehrwürdigen Gaffennetzes" ein, und endlich
setzt sie die Denkmäler in die organffche Beziehung zu dem be¬
stimmten Platz , wo sie stehen oder standen . So lernen wir
die Stadt und ihre Geschichte mit ganz neuen Augen ansehen,
um so mehr, als Hofmann , wie wir ja aus seinen früheren
Werken wissen , sein neues Prinzip durchaus nicht in doktrinär -
exklusiver Weise anwendet , sondern auch die Menschen, das
Wesen und Wrken der Individualitäten vollauf zu ihrem
Recht kommen läßt . Endlich erhält das Ganze durch die un -
gemein frische, innerliche Anteilnahme , mit der dieser Histori¬
ker seine Stoffe ergreift , echte Wärme und lebendige Farbe .
Eine von dem Untergang der deutschen Großmacht ttef erschüt¬
terte , aber nicht verbitterte Vaterlandsliebe , die im heimatlichen
Boden unseren letzten , dafür aber unzerstörbaren Besitz erblickt,
bestimmt den Grundton auch dieses Büches, das nicht nur
einer Reihe wertvoller gleichartiger Monographien — als
nächste ist R e g e n s ü u r g vorgesehen — eröffnen soll, son¬
dern für die lokalgeschichtliche Forschung überhaupt vorbildlich
werden wird .
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in bewährter Güte
und reicher Auswahl
zu angemessenen Preisen
gegen Barzahlung
oder auf Teilzahlung .

Eigene Verkaufsstellen :
KARLSRUHE , Karlfriedrichstr. 22
FREIBURG , Kaiserstr . 27
BRUCHSAL , Gewerbehalle a . Markt
PFORZHEIM Theaterstr . 15
OFFENBURG , Steinstr . 2
MOSBACH , Haaptstr. 12
SINGEN a. H ., Scheffeistr . 25
KONSTANZ , RoSgartenstr . 31

( BADISCHER BAUBUND 1;S; |
ß Gemeinnütziger Möbel vertrieb |
I Telephon 5157 . KarlSPIlfie am Rondellplatz . -
riuimmxiMiiiiiiiiMtiimnmtMtiiiimiimmiiiiuiimiiiHimiiHiilUHiiiiiiiiiuiMiiiiii'l

Zahlen für
Hohe Alt - Papier, Zeitungen

Preise ! Briefschaften
Geschäfts-Bücher und

MKlcfl A .524
unter Garantie des Einstampfens

L. & A . Schwarzenberger
Schützenstr. 73 . Telephon 5557 .

Sil KoiffltlllS
Leitung ; A .389

Direktor Adalbert Steffter

Heute Mittwoch und
morgen Donnerstag

abends 7

*

1

2

/, Uhr
Zwei letzte Vorstellungen der
diesjährigen Sommerspielzeit .

Zu Bacharach am Rhein .
Der Fremde : Fritz Herz
vom Landestheater Karls¬

ruhe a . G.

MMWitim - ll,
hMelsgWW

IN. b. H„ fiatlsrufie.
Die Liquidation der Ge¬

sellschaft ist am 23. Aug.
beschlossen worden. Alle
Gläubiger werden aufge¬
fordert, unverzüglich ihre
Rechte bei dem Unterzeich¬
neten Liquidator geltend
zu machen. Der Liquida¬
tor : Julius Steiner ,
Karlsruhe , Scheffelplatz 1.

DaS Forstamt Stanfrn I
verkauft freihändig aus
den Domänenwalddistrik¬
ten I —IV und VI 16
Tastämme I . mit 443 Fm -.,
40 II . mit 62 Fm ., 68 III .
mit 65 Fm ., 82 IV mit
48 Fm ., 100 V . mit 33
Fm ., 28 VI . mit S Fm .

Mal -MmW -Wjter für M «i.und 65 Abschn . I . mit 103
Fm,, 143 II . mit 140 Fm -
und 107 III . mit 56 Fm
Jede Klasse bildet ein Los .

Schriftliche Angebote wol¬
len losweise in Prozent der
neuen Landesgrundpreise
(2100, 1900, 1700 usw .) bis
Mittwoch , dm 6. Septem¬
ber , nachmittags 8 Uhr, beim
Forstamt Staufen I ein¬
gereicht werden.

Forstwart Seng -Staufen
zeigt das Holz aus I —III ,
Domänenwaldhüter Herr-
mann -Grunern das aus
IV und Oberforstwart Bur -
gert-Dietzelbach das aus
VI auf Verlangen vor.

MsllWllllg.
Zum 1. Oktober 1922

werden bei unseren Ne-
benbahnen : Albtalbahn ,
Bruchsal—Kilsbach - Men -
zingen, Bühlertalbahn ,

Neckarbischofsheim —Hüf¬
fenhardt und Wiest och—
Meckesheim —Waldangel¬

loch die Tarife für den
Personen - und Gepäckver¬
kehr um etwa 80 v . H. er¬
höht und die bestehenden
Arbeiterwochenkarten aller
Art durch Wochenkarten
zur Hin - und Rückfahrt
für 5 unfi 6 Tage und zur
einfachen Fährt für 6 Ta¬
ge, die von jedermann
ohne Beschäftigungsaus ,
weis gelöst werden kön¬
nen . ersetzt . 8 .537
Karlsruhe , 28 . Aug. 1922.

Badische
Lokal ^Lisenbahne« kL-Gi.

! Btantiirif
der Straßburger Straßen¬

bahn -Gesellschaft vom
1. Mai 1913 .

Am 1 . Oktober 1922 tre¬
ten auf unseren Neben¬
bahnen Tariferhöhungen
in Kraft . Nähere Aus¬
kunft erteilt unser Ver¬
kehrsbüro . A.539

Kehl, 29. Aug. 1922.
Straßburger Straßenbahn -

Gesellschaft
Abteilung Bade».

Reichsjbahndirelltion
Karlsruhe .

Güterverkehr der
b«d. srkweiz. Ueder -
gangsstatioven mit

der Achweil .
Auf 28 . Aug. 1922 wer¬

den für rohe unbearbei¬
tete Schiefertafeln in Wa¬
genladungen aus der
Schweiz Ausfuhrfrachtsät¬
ze von Frutigen und
Schwanden eingeführt ,

ferner werden die Aus-
fuhrsrachtsätze für Ze¬
ment und Kalk vom 23.
Juni 1922 auch auf Gips
ausgedehnt und außerdem
für einige weitere schwei¬
zerische Stationen einge¬
führt . Näheres in unse¬
rem Tarifanzeiger . Auf
23. November 1922 wird
die Gebühr für die Verrät-
zung der Rollschemelein-
richtung in Zweisimmen
von 3 auf 12 Fr . erhöht.
Karlsruhe , 28. Aug . 1922.

Reichsbahndirektion.

Eppingen . O .786
Güterrechtsregisterein -

trag Band I Seite 305 :
Schnepf, Arthur Jc -sef ,
Hilfsmeister in Elsenz, u.
dessen Eheftau , Anna ge¬
borene Wickenheißer , Ver¬
trag vom 19. Juli 1922 :

Errungenschaftsgemein -
schaft mit Vorbehaltsgut
der Frau .

Eppingen , 22 . Aug. 1922.
Der Gerichtsschreiber des

Amtsgerichts.
Kehl. O .771

Güterrechtsregisterein¬
trag Band I Seite 365 :
Fettig , Karl , Prokurist in
Kehl, und Maria gebore¬
ne Schäfer . Vertrag vom
25 . Februar 1911 . Güter -
ttennung .

Kehl. 22. Aug. 1922 .
Gerichtsschreiberei des

Amtsgerichts.
ÄMannheim. O .832

Zum Güterrechtsregister
Band XIV wurde heute
eingetragen :

1 . Seite 514 : Stäudle ,
Georg, Kaufmann , und
Frieda geborene Layer in
Mannheim - Neckarau .

Durch Vertrag vom 15.
August 1923 ist Güter -
trennung vereinbart .

2. Seite 515 : Jettinger »
Friedrich, Heizer, u . Do¬
rothea geb . Schröder in
Mannheim . Durch Ver¬
trag vom 19 . August 1922
ist ErrungenschastSgemetn- !
fchaft vereinbart . Vorbe¬

haltsgut der Frau ist das
in 8 2 des Vertrags be»
zeichnete Vermögen sowie
das , was ihr künftig durch
Schenkung, Erbschaft oder
auf sonstige freigebige
Weise anfällt .
Mannheim , 26 . Aug. 1922.
Bad. Amtsgericht B .G . 4,

Radolfzell. O .823
Güterrechtsregisterekn -

trag Band II Seite 127 :
Hoffmann , Friedrich, Korb¬
macher in MooS, u . Anna
geborene Graf . Nach Ver¬
trag vom 9. August 1922
besteht Gütertrennung .
Radolfzell, 21 . Aug. 1922 .

Bad . Amtsgericht 1.
Schwetzingen. O .772

Güterrechtsregifterein -
trag Band II Seite 400 :
Villhauer , Anton , Zigar¬
renfabrikant in Neuluß »
heim, und Regina gebore¬
ne Schneider . Vertrag v.
27. Juli 1922 . Güter¬
trennung .

Schwetzingen,
den 22. August 1922 .

Amtsgericht 2.

Wertheim . O .776
Güterrechtsregisterem -

trag Band II Seite 71 :
Schneider, Karl Alois,
Landwirt in Külshetm , u.
Hedwig Agnes geborene
Schüßler . Vertrag vom 31.
Juli 1922 . Gütertrennung
des BGB . ( 88 1427 ff.)
Wertheim , 18. Aug. 1922,

Amtsgericht.
Druck der Karlsruher Zeitung ,
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